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Präambel 

Auf der Grundlage  

- der Artikel 8 und 38 bis 40 der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 24. Juni 2021, 

- der Artikel 8 und 9 der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. Juni 2021, 

- des Artikels 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 24. Juni 2021 in Verbindung mit den Artikeln 2, 4 und 10 bis 12 der 

delegierten Verordnung (EU) Nr. 240/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014,  

- des mit Durchführungsbeschluss der Europäischen Kommission vom 4. Juli 2022 geneh-

migten Programms des Freistaates Sachsen für den ESF Plus im Förderzeitraum 2021 bis 

2027, 

wird der Begleitausschuss für das Programm des Freistaates Sachsen für den ESF Plus ein-

gerichtet.  
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Artikel 1 

Zuständigkeit 

(1) Der Begleitausschuss für das Programm des Freistaates Sachsen für den ESF Plus (kurz: 

Begleitausschuss) ist für die Begleitung der Durchführung des Programms des Freistaates 

Sachsen für den Europäischen Sozialfonds Plus im Förderzeitraum 2021-2027 zuständig.  

(2) Der Begleitausschuss ist das Instrument partnerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen 

Vertretern der Verwaltung, Wirtschafts- und Sozialpartnern und relevanten Stellen, die die 

Zivilgesellschaft vertreten. Die Zusammenstellung des Begleitausschusses und die Zu-

sammenarbeit erfolgen im Einklang mit dem Grundsatz der Transparenz. 

Artikel 2 

Vorsitz und Zusammensetzung 

(1) Den Vorsitz des Begleitausschusses übernimmt die Verwaltungsbehörde Sachsen für den 

ESF Plus. 

(2) Mitglieder des Begleitausschusses sind folgende 

a) Behörden 

1. Verwaltungsbehörde ESF in Sachsen, 

2. Verwaltungsbehörde EFRE/JTF in Sachsen, 

3. Verwaltungsbehörde ELER in Sachsen, 

4. Verwaltungsbehörde des Interreg-Programms Sachsen – Tschechien, 

5. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 

6. Sächsisches Staatsministerium der Finanzen, 

7. die Staatsministerien des Freistaates Sachsen in folgender Zuständigkeit:  

(a) SMJusDEG für die Grundrechte und Europäische Grundrechtecharta, 

(b) SMJusDEG für Gleichstellung, 

(c) SMEKUL für nachhaltige Entwicklung; 

b) zwischengeschaltete Stellen als Fondsbewirtschafter  

1. Sächsisches Staatsministerium der Justiz und für Demokratie, Europa und Gleichstel-

lung, 

2. Sächsisches Staatsministerium für Kultus, 

3. Sächsisches Staatsministerium für Regionalentwicklung, 

4. Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt,  

5. Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 

6. Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft, Kultur und Tourismus; 

c) Partner 

1. Arbeitsgemeinschaft Jugendfreizeitstätten Sachsen e.V., 
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2. Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Sachsen, 

3. Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens, 

4. IG Metall Bezirksleitung Berlin-Brandenburg-Sachsen,  

5. Landesarbeitsgemeinschaft Arbeit Sachsen e.V., 

6. Landesfrauenrat Sachsen e.V., 

7. Landesrektorenkonferenz Sachsen,  

8. Liga der Freien Wohlfahrtspflege Sachsen, 

9. Sächsische Handwerkskammern, 

10. Sächsische Industrie- und Handelskammern, 

11. Sächsischer Landkreistag e.V., 

12. Sächsischer Städte- und Gemeindetag e.V., 

13. Sozialverband VdK Sachsen e.V., 

14. Verband Sächsischer Bildungsinstitute e.V., 

15. Vereinigung der Sächsischen Wirtschaft e.V. 

Jedes Mitglied ist mit je einer Stimme stimmberechtigt.  

(3) Zudem begleiten folgende die Programmumsetzung  

1. Europäische Kommission, Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Integration, 

2. Sächsische Staatskanzlei, 

3. Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt für 

die zugelassenen kommunalen Träger des Freistaats Sachsen, 

4. Landesbeauftragter für Inklusion der Menschen mit Behinderungen, 

5. Sächsische Aufbaubank - Förderbank - ; sie handelt als zwischengeschaltete Stelle, 

6. Bundesagentur für Arbeit - Regionaldirektion Sachsen, 

7. Prüfbehörde, 

8. Bescheinigungsbehörde, 

9. alle weiteren Fondsbewirtschafter. 

Sie sind nicht stimmberechtigt und nehmen in beratender und begleitender Funktion teil.  

(4) Alle benennen eine Vertretung und nach Möglichkeit eine Stellvertretung. Dies ist der Ver-

waltungsbehörde mitzuteilen. Änderungen dieser Angaben erfolgen unverzüglich mittels 

der Änderungsmeldungen (Anlage 1).  

(5) Alle berücksichtigen die Gleichstellung von Männern und Frauen sowie Nichtdiskriminie-

rung, insbesondere über eine möglichst ausgeglichene Vertretung und Stellvertretung. 

(6) Die Liste der Mitglieder des Begleitausschusses wird auf der Website der Sächsischen 

Strukturfonds (kurz: Website) veröffentlicht. 
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Artikel 3 

Aufgaben 

(1) Der Begleitausschuss untersucht 

a) die Fortschritte bei der Programmdurchführung, 

b) die Fortschritte beim Erreichen der Etappenziele und Sollvorgaben, 

c) jedwede Aspekte, die die Leistung des Programms beeinflussen, und alle Abhilfemaß-

nahmen, die in dieser Hinsicht ergriffen werden, 

d) den Beitrag des Programms zur Bewältigung der Herausforderungen, die in den mit der 

Durchführung des Programms zusammenhängenden relevanten länderspezifischen 

Empfehlungen zum ESF Plus Programm 2021 bis 2027 Sachsen ermittelt wurden,  

e) die Fortschritte bei der Durchführung der Evaluierung, die entsprechenden Zusammen-

fassungen und etwaige Folgemaßnahmen, die aufgrund der Feststellungen getroffen 

wurden, 

f) die Durchführung der Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaßnahmen, 

g) die Fortschritte bei der Durchführung von Vorhaben von strategischer Bedeutung, soweit 

relevant, 

h) die grundlegenden Voraussetzungen auf ihre Erfüllung und durchgängige Anwendung. 

(2) Der Begleitausschuss genehmigt 

a) die Methodik und die Kriterien für die Auswahl von Vorhaben einschließlich etwaiger 

diesbezüglicher Änderungen, 

b) die abschließenden Leistungsberichte für Programme, die vom ESF Plus unterstützt wer-

den, 

c) den Evaluierungsplan sowie jedwede Änderungen dieses Plans,  

d) sämtliche Vorschläge der Verwaltungsbehörde für Änderungen des Programms ein-

schließlich für Übertragungen gemäß Artikel 24 Absatz 5 VO (EU) 2021/1060. 

(3) Der Begleitausschuss kann Empfehlungen, unter anderem auch in Bezug auf Maßnahmen 

zur Verringerung des Verwaltungsaufwands für die Begünstigten, an die Verwaltungsbe-

hörde richten. 

Artikel 4 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinde-

rung 

(1) Der Begleitausschuss stellt sicher  

a) die Einhaltung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (Anlage 2), 

b) die Umsetzung und Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 

Rechte von Menschen mit Behinderung (Anlage 3). 

(2) Insbesondere im Rahmen der Programmumsetzung und Festlegung der Auswahlverfah-

ren und -kriterien 
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a) sind das Recht auf Nichtdiskriminierung, die Gleichheit von Frauen und Männern, die 

Inklusion von Menschen mit Behinderung und der Umweltschutz einzuhalten, 

b) sind die Förderung, der Schutz und die Gewährleistung des vollen und gleichberechtig-

ten Genusses aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Be-

hinderung zu gewährleisten. 

(3) Ansprechperson zur Anwendung und Umsetzung 

a) der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

b) des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be-

hinderung  

ist die Verwaltungsbehörde ESF. 

(4) Bei jeder Sitzung des Begleitausschusses ist in einem gesonderten Tagesordnungspunkt 

die Einhaltung  

a) der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

b) des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behin-

derung  

zu überprüfen und festzustellen. 

Die Ansprechperson zur Anwendung und Umsetzung informiert über Beschwerden und gege-

benenfalls Verstöße sowie ggfls. über entsprechende Aktivitäten im Kontext der Programm-

umsetzung. Bei Bedarf erfolgt die Information im Umlaufverfahren.  

Artikel 5 

Arbeitsweise 

(1) Der Begleitausschuss tritt mindestens einmal im Jahr auf Initiative des Vorsitzes zusam-

men. Sondersitzungen werden auf Antrag von mindestens 1/3 der Mitglieder innerhalb von 

zwei Monaten einberufen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(2) Der Sitzungstermin wird allen mindestens 3 Wochen vorher angekündigt. Allen werden 

spätestens zehn Werktage vor dem Sitzungstermin Einladung, Tagesordnung, Beratungs-

unterlagen und sonstige notwendige Information, die sie zur Durchführung der Aufgaben 

des Begleitausschusses benötigen, elektronisch bereitgestellt. Anträge der Mitglieder zur 

Tagesordnung können dem Vorsitz jederzeit, spätestens jedoch 2 Wochen vor dem Sit-

zungstermin zugeleitet werden. Die Verwaltungsbehörde ESF entscheidet, ob Anträgen 

stattgegeben wird und ob verfristete Anträge berücksichtigt werden.  

(3) Jede Vertretung, ggf. Stellvertretung nimmt an den Sitzungen teil. Eine Aufwandsentschä-

digung für die Teilnahme ist nicht vorgesehen. 

(4) Die Verhinderung zur Teilnahme der Vertretung und, wenn Stellvertretung angegeben 

wurde, der Stellvertretung, ist dem Vorsitz schriftlich oder per E-Mail unverzüglich mitzu-

teilen.  

(5) Die Mitglieder nehmen ihre Sprecherrolle eigenverantwortlich und aktiv wahr, indem sie 

die übrigen zwischengeschalteten Stellen oder ihre eigenen Mitglieder über die Sachver-

halte einbinden und informieren.  
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(6) Protokolle fassen die Ergebnisse der Diskussionen, der Beratungen, der Beschlussfas-

sungen, Empfehlungen des Begleitausschusses sowie ggfls. Beschlussunfähigkeit zu-

sammen. Die Mitglieder erhalten das Protokoll in der Regel innerhalb eines Monats nach 

der Begleitausschusssitzung mit der Möglichkeit zur Stellungnahme. Änderungswünsche 

sind innerhalb von vier Wochen nach Erhalt dem Vorsitz schriftlich oder per E-Mail mitzu-

teilen. Nach Abschluss der Abstimmung bzw. nach Ablauf der Frist gilt das Protokoll als 

angenommen.  

(7) Daten und Informationen, die dem Begleitausschuss zugeleitet werden, werden von der 

Verwaltungsbehörde ESF auf der Website veröffentlicht. Ausgenommen hiervon sind Da-

ten und Informationen aus unions- oder nationalrechtlichen Gründen der Sicherheit, der 

öffentlichen Ordnung, aufgrund strafrechtlicher Ermittlungen oder aufgrund des Schutzes 

personenbezogener Daten gemäß der Verordnung (EU) 2016/679. 

(8) Der Vorsitz kann externe Sachverständige für die Beratungen hinzuziehen, wenn und so-

weit es die Erfüllung der Aufgaben erfordert. 

(9) Ein Unterausschuss für Themen der begleitenden Evaluierung kann eingerichtet werden. 

Die Einrichtung weiterer Unterausschüsse für spezielle Fragestellungen ist durch Be-

schluss zulässig. Die Zusammensetzung und Arbeitsweise ist durch Beschluss des Be-

gleitausschusses zu regeln. 

Artikel 6 

Beschlussfassung 

(1) Der Begleitausschuss beschließt entweder im persönlichen Verfahren oder im Umlaufver-

fahren.  

(2) Im persönlichen Verfahren ist der Begleitausschuss beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 

der Mitglieder anwesend sind. Die Beschlussunfähigkeit stellt der Vorsitz fest. Sie wirkt 

sich nicht auf das Stattfinden der Sitzung aus. Zu fassende Beschlüsse erfolgen bei Be-

schlussunfähigkeit anschließend im Umlaufverfahren.   

(3) Das Umlaufverfahren erfolgt schriftlich oder elektronisch. Erklärungen auf elektronischem 

Wege werden in Textform abgegeben. Der Vorsitz legt den Mitgliedern den Sachverhalt 

und die vorgeschlagenen Maßnahmen dar. Die übrigen Teilnehmer erhalten die Mitteilung 

zur Kenntnis und die Gelegenheit, ihre Einschätzung abzugeben. Die Rückmeldefrist zum 

Vorschlag des Vorsitzes beträgt mindestens 15 Werktage nach Erhalt der Unterlagen. Eine 

kürzere Frist kann im Ausnahmefall vorgesehen werden, wenn sie begründet wird. Schwei-

gen gilt als Zustimmung. Über das Ergebnis des Umlaufverfahrens berichtet der Vorsitz in 

der unmittelbar folgenden Sitzung.  

(4) Beschlüsse des Begleitausschusses kommen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen zustande. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitz.   

(5) Der Vorsitz hat ein Vetorecht insbesondere in Angelegenheiten, die in der institutionellen, 

rechtlichen und finanziellen Verantwortung der Verwaltungsbehörde ESF stehen. 
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Artikel 7 

Vertraulichkeit und Interessenskonflikte 

(1) Die Beratungen des Begleitausschusses, insbesondere der Informationsaustausch und 

der Meinungsbildungsprozess sowie jegliche nicht-öffentliche Daten und Informationen ha-

ben vertraulichen Charakter. Alle sind verpflichtet, den Vertraulichkeitsgrundsatz zu be-

achten. Alle verpflichten sich, die geltenden Datenschutzvorschriften einzuhalten. Artikel 5 

Absatz 5 bleibt unberührt.  

(2) Alle verpflichten sich dazu, die erforderlichen Maßnahmen zur Verhinderung möglicher In-

teressenskonflikte zu ergreifen. Ein Interessenskonflikt liegt vor, wenn die Entscheidung 

einer Angelegenheit  

a) ihm selbst 

b) einem Angehörigen  

c) dem von ihm (stell-)vertretenen Mitglied dieses Begleitausschusses oder Unterausschus-

ses 

d) einem der Mitglieder dieses Begleitausschussmitglieds oder Unterausschussmitglieds 

e) einer Unterorganisation 

f) einem Unternehmen oder Institution, an dem diese Vertretung oder Stellvertretung unmit-

telbar oder mittelbar beteiligt ist 

g) einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen sonstigen natürlichen oder juris-

tischen Person 

einen unmittelbaren oder mittelbaren Vorteil bringen kann. Ein unmittelbarer oder mittelbarer 

Vorteil liegt vor, wenn der Beschluss nicht die primäre Interessenvertretung des Mitglieds ver-

folgt, sondern ein sekundäres Interesse persönlicher oder institutioneller Art.  

(3) Alle informieren den Vorsitz unverzüglich über einen möglichen Interessenskonflikt. Der 

Begleitausschuss stellt das Vorliegen eines Interessenskonflikts fest. Die von der Entschei-

dung Betroffenen sind von der Teilnahme an der Beratung und Abstimmung ausgeschlos-

sen.  

(4) Ein Beschluss, der unter Mitwirkung einer nach Absatz 3 auszuschließenden Vertretung 

oder Stellvertretung zu Stande kommt, ist unwirksam, wenn die Mitwirkung für das Abstim-

mungsergebnis entscheidend war. 

Artikel 8 

Änderungen der Geschäftsordnung 

Salvatorische Klausel 

(1) Änderungen der Geschäftsordnung bedürfen der Zustimmung von 3/4 der Teilnehmenden, 

wovon 3/4 Mitglieder sind. Redaktionelle Änderungen sind nicht zustimmungsbedürftig.  

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsordnung ganz oder teilweise unwirksam 

sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen dieser Geschäftsordnung davon 

unberührt und gültig.  

(3) Die geänderte Geschäftsordnung wird allen Mitgliedern per E-Mail mitgeteilt. 
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(4)  Die Geschäftsordnung wird auf der Website veröffentlicht. 

Artikel 9 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

(1) Die Geschäftsordnung tritt am 19. November 2022 in Kraft. 

(2) Die Geschäftsordnung tritt mit Beendigung der Tätigkeit des Begleitausschusses außer 

Kraft. Die Tätigkeit des Begleitausschusses endet mit der Annahme des abschließenden 

Leistungsberichts durch die Europäische Kommission. 



Referat 27 | Verwaltungsbehörde ESF 
E-Mail  | Partnerschaft-Strukturfonds@smwa.sachsen.de

Begleitausschuss für den ESF Plus 2021 bis 2027 

Institution 

______________________________________________________________________________________ 

Vertretungsberechtigte Personen

Vertreter/-in: □ Frau    □ Herr

Name, Vorname: _________________________ 

Funktion: ______________________________ 

Anschrift: ______________________________ 

E-Mail: ______________________________

Telefon: ______________________________ 

Telefax: ______________________________ 

…………………………………………….. 
Unterschrift Vertreter/-in 

……………………………………………. 
Unterschrift Stellvertreter/-in 

…………………………………………….. 
Ort / Datum 

Stellvertreter/-in: □ Frau    □ Herr

Name, Vorname: _________________________ 

Funktion: ______________________________ 

Anschrift: ______________________________ 

E-Mail: ______________________________

Telefon: ______________________________ 

Telefax: ______________________________ 

Änderungsmeldung Vertretung



CHARTA DER GRUNDRECHTE DER 
EUROPÄISCHEN UNION 

(2012/C 326/02)

DE 26.10.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 326/391
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CHARTA DER GRUNDRECHTE DER 
EUROPÄISCHEN UNION

DE 26.10.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 326/393





Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission proklamieren feierlich den nachstehenden 
Text als Charta der Grundrechte der Europäischen Union. 

CHARTA DER GRUNDRECHTE DER EUROPÄISCHEN UNION 

Präambel 

Die Völker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine friedliche Zukunft 
zu teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union verbinden. 

In dem Bewusstsein ihres geistig-religiösen und sittlichen Erbes gründet sich die Union auf die 
unteilbaren und universellen Werte der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der 
Solidarität. Sie beruht auf den Grundsätzen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt den 
Menschen in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begründet. 

Die Union trägt zur Erhaltung und zur Entwicklung dieser gemeinsamen Werte unter Achtung der 
Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Völker Europas sowie der nationalen Identität der Mitglied­
staaten und der Organisation ihrer staatlichen Gewalt auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene bei. 
Sie ist bestrebt, eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung zu fördern und stellt den freien 
Personen-, Dienstleistungs-, Waren- und Kapitalverkehr sowie die Niederlassungsfreiheit sicher. 

Zu diesem Zweck ist es notwendig, angesichts der Weiterentwicklung der Gesellschaft, des sozialen 
Fortschritts und der wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen den Schutz der Grund­
rechte zu stärken, indem sie in einer Charta sichtbarer gemacht werden. 

Diese Charta bekräftigt unter Achtung der Zuständigkeiten und Aufgaben der Union und des Sub­
sidiaritätsprinzips die Rechte, die sich vor allem aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen und 
den gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, aus der Europäischen Kon­
vention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, aus den von der Union und dem 
Europarat beschlossenen Sozialchartas sowie aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi­
schen Union und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ergeben. In diesem Zusammen­
hang erfolgt die Auslegung der Charta durch die Gerichte der Union und der Mitgliedstaaten unter 
gebührender Berücksichtigung der Erläuterungen, die unter der Leitung des Präsidiums des Konvents 
zur Ausarbeitung der Charta formuliert und unter der Verantwortung des Präsidiums des Europäi­
schen Konvents aktualisiert wurden. 

Die Ausübung dieser Rechte ist mit Verantwortung und mit Pflichten sowohl gegenüber den Mit­
menschen als auch gegenüber der menschlichen Gemeinschaft und den künftigen Generationen 
verbunden. 

Daher erkennt die Union die nachstehend aufgeführten Rechte, Freiheiten und Grundsätze an.

DE 26.10.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 326/395



TITEL I 

WÜRDE DES MENSCHEN 

Artikel 1 

Würde des Menschen 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen. 

Artikel 2 

Recht auf Leben 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Leben. 

(2) Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hingerichtet werden. 

Artikel 3 

Recht auf Unversehrtheit 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit. 

(2) Im Rahmen der Medizin und der Biologie muss insbesondere Folgendes beachtet werden: 

a) die freie Einwilligung des Betroffenen nach vorheriger Aufklärung entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Einzelheiten, 

b) das Verbot eugenischer Praktiken, insbesondere derjenigen, welche die Selektion von Menschen 
zum Ziel haben, 

c) das Verbot, den menschlichen Körper und Teile davon als solche zur Erzielung von Gewinnen zu 
nutzen, 

d) das Verbot des reproduktiven Klonens von Menschen. 

Artikel 4 

Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 

Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterwor­
fen werden. 

Artikel 5 

Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit 

(1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden. 

(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten. 

(3) Menschenhandel ist verboten.
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TITEL II 

FREIHEITEN 

Artikel 6 

Recht auf Freiheit und Sicherheit 

Jeder Mensch hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit. 

Artikel 7 

Achtung des Privat- und Familienlebens 

Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihrer 
Kommunikation. 

Artikel 8 

Schutz personenbezogener Daten 

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten. 

(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung 
der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage verarbeitet 
werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten 
und die Berichtigung der Daten zu erwirken. 

(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht. 

Artikel 9 

Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen 

Das Recht, eine Ehe einzugehen, und das Recht, eine Familie zu gründen, werden nach den einzel­
staatlichen Gesetzen gewährleistet, welche die Ausübung dieser Rechte regeln. 

Artikel 10 

Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht 
umfasst die Freiheit, die Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion 
oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, 
Unterricht, Bräuche und Riten zu bekennen. 

(2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen wird nach den einzelstaatlichen 
Gesetzen anerkannt, welche die Ausübung dieses Rechts regeln.
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Artikel 11 

Freiheit der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit 

(1) Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Meinungs­
freiheit und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rücksicht 
auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. 

(2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet. 

Artikel 12 

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 

(1) Jede Person hat das Recht, sich insbesondere im politischen, gewerkschaftlichen und zivilgesell­
schaftlichen Bereich auf allen Ebenen frei und friedlich mit anderen zu versammeln und frei mit 
anderen zusammenzuschließen, was das Recht jeder Person umfasst, zum Schutz ihrer Interessen 
Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten. 

(2) Politische Parteien auf der Ebene der Union tragen dazu bei, den politischen Willen der 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger zum Ausdruck zu bringen. 

Artikel 13 

Freiheit der Kunst und der Wissenschaft 

Kunst und Forschung sind frei. Die akademische Freiheit wird geachtet. 

Artikel 14 

Recht auf Bildung 

(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und 
Weiterbildung. 

(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzunehmen. 

(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der demokratischen Grundsätze 
sowie das Recht der Eltern, die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren 
eigenen religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Überzeugungen sicherzustellen, werden 
nach den einzelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche ihre Ausübung regeln. 

Artikel 15 

Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten 

(1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen frei gewählten oder angenommenen Beruf 
auszuüben. 

(2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen, zu arbeiten, sich niederzulassen oder Dienstleistungen zu erbringen. 

(3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten dürfen, 
haben Anspruch auf Arbeitsbedingungen, die denen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ent­
sprechen.
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Artikel 16 

Unternehmerische Freiheit 

Die unternehmerische Freiheit wird nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten und Gepflogenheiten anerkannt. 

Artikel 17 

Eigentumsrecht 

(1) Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, 
darüber zu verfügen und es zu vererben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei 
denn aus Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und unter den Bedingungen, die in einem 
Gesetz vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den Verlust 
des Eigentums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies für das 
Wohl der Allgemeinheit erforderlich ist. 

(2) Geistiges Eigentum wird geschützt. 

Artikel 18 

Asylrecht 

Das Recht auf Asyl wird nach Maßgabe des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 und des Pro­
tokolls vom 31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie nach Maßgabe des 
Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(im Folgenden „die Verträge“) gewährleistet. 

Artikel 19 

Schutz bei Abschiebung, Ausweisung und Auslieferung 

(1) Kollektivausweisungen sind nicht zulässig. 

(2) Niemand darf in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat ausgeliefert 
werden, in dem für sie oder ihn das ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der Folter oder einer anderen 
unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht. 

TITEL III 

GLEICHHEIT 

Artikel 20 

Gleichheit vor dem Gesetz 

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.
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Artikel 21 

Nichtdiskriminierung 

(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der eth­
nischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der 
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
sind verboten. 

(2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten. 

Artikel 22 

Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen 

Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen. 

Artikel 23 

Gleichheit von Frauen und Männern 

Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der 
Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen. 

Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigun­
gen für das unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen. 

Artikel 24 

Rechte des Kindes 

(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen notwendig 
sind. Sie können ihre Meinung frei äußern. Ihre Meinung wird in den Angelegenheiten, die sie 
betreffen, in einer ihrem Alter und ihrem Reifegrad entsprechenden Weise berücksichtigt. 

(2) Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher Stellen oder privater Einrichtungen 
muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein. 

(3) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu 
beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen. 

Artikel 25 

Rechte älterer Menschen 

Die Union anerkennt und achtet das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges 
Leben und auf Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben.
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Artikel 26 

Integration von Menschen mit Behinderung 

Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur 
Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer Teil­
nahme am Leben der Gemeinschaft. 

TITEL IV 

SOLIDARITÄT 

Artikel 27 

Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Unternehmen 

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder ihre Vertreter muss auf den geeigneten Ebenen 
eine rechtzeitige Unterrichtung und Anhörung in den Fällen und unter den Voraussetzungen gewähr­
leistet sein, die nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogen­
heiten vorgesehen sind. 

Artikel 28 

Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen 

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder ihre 
jeweiligen Organisationen haben nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
und Gepflogenheiten das Recht, Tarifverträge auf den geeigneten Ebenen auszuhandeln und zu 
schließen sowie bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer Interessen, 
einschließlich Streiks, zu ergreifen. 

Artikel 29 

Recht auf Zugang zu einem Arbeitsvermittlungsdienst 

Jeder Mensch hat das Recht auf Zugang zu einem unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst. 

Artikel 30 

Schutz bei ungerechtfertigter Entlassung 

Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Anspruch auf Schutz vor ungerechtfertigter Entlassung. 

Artikel 31 

Gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen 

(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf gesunde, sichere und würdige 
Arbeitsbedingungen. 

(2) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf eine Begrenzung der Höchst­
arbeitszeit, auf tägliche und wöchentliche Ruhezeiten sowie auf bezahlten Jahresurlaub.
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Artikel 32 

Verbot der Kinderarbeit und Schutz der Jugendlichen am Arbeitsplatz 

Kinderarbeit ist verboten. Unbeschadet günstigerer Vorschriften für Jugendliche und abgesehen von 
begrenzten Ausnahmen darf das Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem 
die Schulpflicht endet, nicht unterschreiten. 

Zur Arbeit zugelassene Jugendliche müssen ihrem Alter angepasste Arbeitsbedingungen erhalten und 
vor wirtschaftlicher Ausbeutung und vor jeder Arbeit geschützt werden, die ihre Sicherheit, ihre 
Gesundheit, ihre körperliche, geistige, sittliche oder soziale Entwicklung beeinträchtigen oder ihre 
Erziehung gefährden könnte. 

Artikel 33 

Familien- und Berufsleben 

(1) Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale Schutz der Familie wird gewährleistet. 

(2) Um Familien- und Berufsleben miteinander in Einklang bringen zu können, hat jeder Mensch 
das Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem mit der Mutterschaft zusammenhängenden Grund 
sowie den Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Elternurlaub nach der 
Geburt oder Adoption eines Kindes. 

Artikel 34 

Soziale Sicherheit und soziale Unterstützung 

(1) Die Union anerkennt und achtet das Recht auf Zugang zu den Leistungen der sozialen 
Sicherheit und zu den sozialen Diensten, die in Fällen wie Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, 
Pflegebedürftigkeit oder im Alter sowie bei Verlust des Arbeitsplatzes Schutz gewährleisten, nach 
Maßgabe des Unionsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. 

(2) Jeder Mensch, der in der Union seinen rechtmäßigen Wohnsitz hat und seinen Aufenthalt 
rechtmäßig wechselt, hat Anspruch auf die Leistungen der sozialen Sicherheit und die sozialen 
Vergünstigungen nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflo­
genheiten. 

(3) Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu bekämpfen, anerkennt und achtet die Union 
das Recht auf eine soziale Unterstützung und eine Unterstützung für die Wohnung, die allen, die 
nicht über ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges Dasein sicherstellen sollen, nach 
Maßgabe des Unionsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. 

Artikel 35 

Gesundheitsschutz 

Jeder Mensch hat das Recht auf Zugang zur Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung nach 
Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. Bei der Festlegung und 
Durchführung der Politik und Maßnahmen der Union in allen Bereichen wird ein hohes Gesund­
heitsschutzniveau sichergestellt.
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Artikel 36 

Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 

Die Union anerkennt und achtet den Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 
Interesse, wie er durch die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten im Einklang mit 
den Verträgen geregelt ist, um den sozialen und territorialen Zusammenhalt der Union zu fördern. 

Artikel 37 

Umweltschutz 

Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität müssen in die Politik der 
Union einbezogen und nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden. 

Artikel 38 

Verbraucherschutz 

Die Politik der Union stellt ein hohes Verbraucherschutzniveau sicher. 

TITEL V 

BÜRGERRECHTE 

Artikel 39 

Aktives und passives Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 

(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren 
Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 
unter denselben Bedingungen wie die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats. 

(2) Die Mitglieder des Europäischen Parlaments werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier und 
geheimer Wahl gewählt. 

Artikel 40 

Aktives und passives Wahlrecht bei den Kommunalwahlen 

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz 
haben, das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen unter denselben Bedingungen wie die 
Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats. 

Artikel 41 

Recht auf eine gute Verwaltung 

(1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von den Organen, Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union unparteiisch, gerecht und innerhalb einer angemessenen Frist be­
handelt werden.
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(2) Dieses Recht umfasst insbesondere 

a) das Recht jeder Person, gehört zu werden, bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige individuelle 
Maßnahme getroffen wird, 

b) das Recht jeder Person auf Zugang zu den sie betreffenden Akten unter Wahrung des berechtigten 
Interesses der Vertraulichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses, 

c) die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen. 

(3) Jede Person hat Anspruch darauf, dass die Union den durch ihre Organe oder Bediensteten in 
Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen ersetzt, 
die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. 

(4) Jede Person kann sich in einer der Sprachen der Verträge an die Organe der Union wenden 
und muss eine Antwort in derselben Sprache erhalten. 

Artikel 42 

Recht auf Zugang zu Dokumenten 

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz 
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht auf Zugang zu den Dokumenten 
der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, unabhängig von der Form der für diese 
Dokumente verwendeten Träger. 

Artikel 43 

Der Europäische Bürgerbeauftragte 

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz 
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht, den Europäischen Bürgerbeauf­
tragten im Falle von Missständen bei der Tätigkeit der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union, mit Ausnahme des Gerichtshofs der Europäischen Union in Ausübung seiner Recht­
sprechungsbefugnisse, zu befassen. 

Artikel 44 

Petitionsrecht 

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz 
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht, eine Petition an das Europäische 
Parlament zu richten. 

Artikel 45 

Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit 

(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten. 

(2) Staatsangehörigen von Drittländern, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
aufhalten, kann nach Maßgabe der Verträge Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit gewährt werden.
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Artikel 46 

Diplomatischer und konsularischer Schutz 

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger genießen im Hoheitsgebiet eines Drittlands, in dem der 
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, nicht vertreten ist, den Schutz durch die diplo­
matischen und konsularischen Behörden eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie 
Staatsangehörige dieses Staates. 

TITEL VI 

JUSTIZIELLE RECHTE 

Artikel 47 

Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht 

Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden 
sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem 
Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen. 

Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen und zuvor 
durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener 
Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten lassen. 

Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese 
Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten. 

Artikel 48 

Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte 

(1) Jeder Angeklagte gilt bis zum rechtsförmlich erbrachten Beweis seiner Schuld als unschuldig. 

(2) Jedem Angeklagten wird die Achtung der Verteidigungsrechte gewährleistet. 

Artikel 49 

Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen 

(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer 
Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Es darf auch keine 
schwerere Strafe als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird nach 
Begehung einer Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so ist diese zu verhängen. 

(2) Dieser Artikel schließt nicht aus, dass eine Person wegen einer Handlung oder Unterlassung 
verurteilt oder bestraft wird, die zur Zeit ihrer Begehung nach den allgemeinen, von der Gesamtheit 
der Nationen anerkannten Grundsätzen strafbar war. 

(3) Das Strafmaß darf zur Straftat nicht unverhältnismäßig sein.
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Artikel 50 

Recht, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden 

Niemand darf wegen einer Straftat, derentwegen er bereits in der Union nach dem Gesetz rechts­
kräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, in einem Strafverfahren erneut verfolgt oder bestraft 
werden. 

TITEL VII 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE AUSLEGUNG UND ANWENDUNG DER CHARTA 

Artikel 51 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter Wah­
rung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des 
Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an die Grundsätze und 
fördern sie deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten und unter Achtung der 
Grenzen der Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen übertragen werden. 

(2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten der 
Union hinaus aus und begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die Union, 
noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben. 

Artikel 52 

Tragweite und Auslegung der Rechte und Grundsätze 

(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten 
muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter 
Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen wer­
den, wenn sie erforderlich sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden 
Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich 
entsprechen. 

(2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkannten Rechte, die in den Verträgen geregelt sind, 
erfolgt im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Bedingungen und Grenzen. 

(3) Soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeu­
tung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen wird. Diese Bestimmung 
steht dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehenden Schutz gewährt. 

(4) Soweit in dieser Charta Grundrechte anerkannt werden, wie sie sich aus den gemeinsamen 
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, werden sie im Einklang mit diesen Über­
lieferungen ausgelegt.
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(5) Die Bestimmungen dieser Charta, in denen Grundsätze festgelegt sind, können durch Akte der 
Gesetzgebung und der Ausführung der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sowie 
durch Akte der Mitgliedstaaten zur Durchführung des Rechts der Union in Ausübung ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten umgesetzt werden. Sie können vor Gericht nur bei der Auslegung dieser Akte und 
bei Entscheidungen über deren Rechtmäßigkeit herangezogen werden. 

(6) Den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ist, wie es in dieser Charta 
bestimmt ist, in vollem Umfang Rechnung zu tragen. 

(7) Die Erläuterungen, die als Anleitung für die Auslegung dieser Charta verfasst wurden, sind von 
den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten gebührend zu berücksichtigen. 

Artikel 53 

Schutzniveau 

Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Einschränkung oder Verletzung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten auszulegen, die in dem jeweiligen Anwendungsbereich durch das Recht der Union 
und das Völkerrecht sowie durch die internationalen Übereinkünfte, bei denen die Union oder alle 
Mitgliedstaaten Vertragsparteien sind, darunter insbesondere die Europäische Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten an­
erkannt werden. 

Artikel 54 

Verbot des Missbrauchs der Rechte 

Keine Bestimmung dieser Charta ist so auszulegen, als begründe sie das Recht, eine Tätigkeit aus­
zuüben oder eine Handlung vorzunehmen, die darauf abzielt, die in der Charta anerkannten Rechte 
und Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker einzuschränken, als dies in der Charta vorgesehen ist. 

° 
° ° 

Der vorstehende Wortlaut übernimmt mit Anpassungen die am 7. Dezember 2000 proklamierte 
Charta und ersetzt sie ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon.

DE 26.10.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 326/407
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Liebe Leserinnen und Leser,

„Demokratie braucht Inklusion“: So steht es auf der Titelseite dieser Ausgabe der UN-
Behindertenrechtskonvention, und so lautet das Motto, das ich für meine Amtszeit in der 
19. Legislaturperiode gewählt habe. Was konkret bedeutet das?

Wenn Sie sich die Frage stellen, was eigentlich die Grundlage einer funktionierenden 
Demokratie ist, dann kommen Sie schnell zu den Themen Gleichberechtigung, 
Chancengleichheit, umfassende Mitbestimmung und selbstbestimmte Teilhabe – in allen 
Lebensbereichen. Das sind auch die Themen, die in der UN-BRK angesprochen sind, denn 
dort werden diese Rechte aus der Sicht von Menschen mit Behinderungen präzisiert. Erst 
wenn diese umfassenden Rechte wirklich für alle Menschen umgesetzt sind, dann können 
wir von einer wirklich guten Demokratie sprechen.

Es ist Aufgabe des Staates, diese in der UN-BRK formulierten Rechte so umzusetzen, 
dass sie auch tatsächlich im Alltag gelebt werden und Menschen mit Behinderungen sich 
erfolgreich darauf berufen können. Durch die Ratifizierung von Bundestag und Bundesrat ist 
die Konvention im Jahr 2009 zu geltendem deutschen Recht geworden. Meine Aufgabe als 
Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen ist es, 
die Bundesregierung bei der Umsetzung der Konvention zu unterstützen und zu beraten – 
und sie hierzu auch aufzufordern, wenn es notwendig ist.

Ein besonderes Anliegen ist mir dabei natürlich die Teilhabe am politischen und öffentlichen 
Leben (Artikel 29). Denn wie sollte „Nichts über uns ohne uns“ – der Grundsatz der UN-BRK – 
wirklich umgesetzt werden, wenn Menschen mit Behinderungen nicht auch aktiv Politik 
mitgestalten können? Dafür müssen jedoch noch einige Voraussetzungen geschaffen werden, 
zum Beispiel bei der Beteiligung der Verbände an wichtigen Vorhaben der Regierung. Wir 
werden uns außerdem viel gezielter damit auseinandersetzen müssen, die Digitalisierung als 
Chance auch für Menschen mit Behinderungen zu begreifen und aktiv zu gestalten - zum 
Beispiel, wenn es um die Teilhabe am Arbeitsleben geht. Die Aufgabenliste für mehr Inklusion 
in Deutschland lässt sich fast beliebig verlängern. Denn Menschen mit Behinderungen wollen 
eben nicht nur mit dem nötigsten versorgt sein. Sie wollen selbstbestimmt leben, lieben, 
diskutieren oder auch Kunst schaffen. Genauso wie jede und jeder andere auch.
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Zwar hat sich auf dem Weg zu mehr Inklusion in Deutschland schon viel Gutes getan, aber 
am Ziel sind wir noch lange nicht. Das war auch das Ergebnis der ersten Staatenprüfung 
zur Umsetzung der UN-BRK in Deutschland. Der Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen hat über sechzig kritische Punkte und Empfehlungen formuliert. 
Derzeit findet die zweite Prüfung statt und es wird sich zeigen, wie es um die Inklusion in 
Deutschland steht. Deswegen ist es sehr wichtig, dass auch in dieser Legislaturperiode die in 
der UN-BRK beschriebenen Werte und Rechte Richtschnur und Maßstab für die Politik der 
gesamten Bundesregierung sind. Politik für Menschen mit Behinderungen ist nicht nur eine 
Angelegenheit der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, sie ist eine Querschnittsaufgabe für alle 
Ressorts.

Inklusion ist aber nicht nur eine Angelegenheit der Politik. Sie ist zuallererst auch eine 
Haltungsfrage, sie braucht Verbündete und Mitstreiter. Jede und jeder einzelne ist gefragt 
und ich freue mich darauf, in meiner Amtszeit gemeinsam mit Ihnen etwas zu bewegen und 
unser gemeinsames Ziel zu gestalten.

Ihr

Jürgen Dusel
Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen
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Die amtliche, gemeinsame Übersetzung von  Deutschland, Österreich, 
Schweiz und Lichtenstein

Am 3. Mai 2008 ist das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen in Kraft getreten.

Dieses universelle Vertragsinstrument konkretisiert bestehende Menschenrechte für die 
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen mit dem Ziel, ihre Chancengleichheit in 
der Gesellschaft zu fördern. Das Vertragswerk stellt einen wichtigen Schritt zur Stärkung der 
Rechte von weltweit rund 650 Millionen behinderter Menschen dar. 

Deutschland hat als einer der ersten Staaten das Übereinkommen am 30. März 2007 
unterzeichnet. Das Ratifikationsgesetz wurde im Dezember 2008 von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet und ist am 01. Januar 2009 in Kraft getreten. Am 24. Februar 2009 
wurde die Ratifikationsurkunde in New York hinterlegt. Nach Ablauf einer 30-Tage-Frist ist 
das Übereinkommen und das Fakultativprotokoll seit dem 26. März 2009 für Deutschland 
verbindlich.

Bei der amtlichen deutschen Übersetzung handelt es sich um ein offizielles Dokument mit 
Rechtscharakter.
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Übereinkommen der  Ver einten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens,

a) unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätze, 
denen zufolge die Anerkennung der Würde und des Wertes, die allen Mitgliedern der 
menschlichen Gesellschaft innewohnen, sowie ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte 
die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,

b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und in den Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und 
übereingekommen sind, dass jeder Mensch ohne Unterschied Anspruch auf alle darin 
aufgeführten Rechte und Freiheiten hat,

c) bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und 
unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen 
mit Behinderungen der volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung 
garantiert werden muss,

d) unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, das 
Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, 
das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das 
Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das 
Internationale Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen,

e) in der Erkenntnis, dass das Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwickelt 
und dass Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen 
und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen 
und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern,

f) in der Erkenntnis, dass die in dem Weltaktionsprogramm für Behinderte und den 
Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte 
enthaltenen Grundsätze und Leitlinien einen wichtigen Einfluss auf die Förderung, 
Ausarbeitung und Bewertung von politischen Konzepten, Plänen, Programmen und 
Maßnahmen auf einzelstaatlicher, regionaler und internationaler Ebene zur Verbesserung 
der Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen haben,

g) nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist, die Behinderungsthematik zu einem 
festen Bestandteil der einschlägigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu machen,

5



h) ebenso in der Erkenntnis, dass jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung eine 
Verletzung der Würde und des Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen,

i) ferner in der Erkenntnis der Vielfalt der Menschen mit Behinderungen,

j) in Anerkennung der Notwendigkeit, die Menschenrechte aller Menschen mit 
Behinderungen, einschließlich derjenigen, die intensivere Unterstützung benötigen, zu 
fördern und zu schützen,

k) besorgt darüber, dass sich Menschen mit Behinderungen trotz dieser verschiedenen 
Dokumente und Verpflichtungen in allen Teilen der Welt nach wie vor Hindernissen für 
ihre Teilhabe als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft sowie Verletzungen ihrer 
Menschenrechte gegenübersehen,

l) in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die Verbesserung 
der Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderungen in allen Ländern, insbesondere 
den Entwicklungsländern,

m) in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit Behinderungen zum 
allgemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer Gemeinschaften leisten und leisten können, 
und in der Erkenntnis, dass die Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen sowie ihrer uneingeschränkten 
Teilhabe ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärken und zu erheblichen Fortschritten in der 
menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der Gesellschaft und bei der 
Beseitigung der Armut führen wird,

n) in der Erkenntnis, wie wichtig die individuelle Autonomie und Unabhängigkeit für 
Menschen mit Behinderungen ist, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu 
treffen,

o) in der Erwägung, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben sollen, aktiv 
an Entscheidungsprozessen über politische Konzepte und über Programme mitzuwirken, 
insbesondere wenn diese sie unmittelbar betreffen,

p) besorgt über die schwierigen Bedingungen, denen sich Menschen mit Behinderungen 
gegenübersehen, die mehrfachen oder verschärften Formen der Diskriminierung aufgrund 
der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder 
sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen, indigenen oder sozialen Herkunft, des 
Vermögens, der Geburt, des Alters oder des sonstigen Status ausgesetzt sind,

q) in der Erkenntnis, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen sowohl innerhalb als 
auch außerhalb ihres häuslichen Umfelds oft in stärkerem Maße durch Gewalt, Verletzung 
oder Missbrauch, Nichtbeachtung oder Vernachlässigung, Misshandlung oder Ausbeutung 
gefährdet sind,

r) in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern 
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sollen, und unter 
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Hinweis auf die zu diesem Zweck von den Vertragsstaaten des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes eingegangenen Verpflichtungen,

s) nachdrücklich darauf hinweisend, dass es notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur 
Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen 
mit Behinderungen die Geschlechterperspektive einzubeziehen,

t) unter besonderem Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen 
in einem Zustand der Armut lebt, und diesbezüglich in der Erkenntnis, dass die nachteiligen 
Auswirkungen der Armut auf Menschen mit Behinderungen dringend angegangen werden 
müssen,

u) in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der Grundlage der 
uneingeschränkten Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Ziele 
und Grundsätze sowie der Einhaltung der anwendbaren Übereinkünfte auf dem Gebiet 
der Menschenrechte unabdingbar sind für den umfassenden Schutz von Menschen mit 
Behinderungen, insbesondere in bewaffneten Konflikten oder während ausländischer 
Besetzung,

v) in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen vollen Zugang zur 
physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und Bildung 
sowie zu Information und Kommunikation haben, damit sie alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten voll genießen können,

w) im Hinblick darauf, dass der Einzelne gegenüber seinen Mitmenschen und der 
Gemeinschaft, der er angehört, Pflichten hat und gehalten ist, für die Förderung und 
Achtung der in der Internationalen Menschenrechtscharta anerkannten Rechte einzutreten,

x) in der Überzeugung, dass die Familie die natürliche Kernzelle der Gesellschaft ist 
und Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat hat und dass Menschen mit 
Behinderungen und ihre Familienangehörigen den erforderlichen Schutz und die notwendige 
Unterstützung erhalten sollen, um es den Familien zu ermöglichen, zum vollen und 
gleichberechtigten Genuss der Rechte der Menschen mit Behinderungen beizutragen,

y) in der Überzeugung, dass ein umfassendes und in sich geschlossenes internationales 
Übereinkommen zur Förderung und zum Schutz der Rechte und der Würde von 
Menschen mit Behinderungen sowohl in den Entwicklungsländern als auch in den 
entwickelten Ländern einen maßgeblichen Beitrag zur Beseitigung der tiefgreifenden 
sozialen Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen leisten und ihre Teilhabe am 
bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben auf der Grundlage 
der Chancengleichheit fördern wird, 

haben Folgendes vereinbart:
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Artikel 1 
Zweck

Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, 
zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu 
fördern.

Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit 
verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern können.

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

schließt „Kommunikation“ Sprachen, Textdarstellung, Brailleschrift, taktile Kommunikation, 
Großdruck, leicht zugängliches Multimedia sowie schriftliche, auditive, in einfache Sprache 
übersetzte, durch Vorleser zugänglich gemachte sowie ergänzende und alternative Formen, 
Mittel und Formate der Kommunikation, einschließlich leicht zugänglicher Informations- 
und Kommunikationstechnologie, ein;

schließt „Sprache“ gesprochene Sprachen sowie Gebärdensprachen und andere nicht 
gesprochene Sprachen ein;

bedeutet „Diskriminierung aufgrund von Behinderung“ jede Unterscheidung, 
Ausschließung oder Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge 
hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit anderen gegründete Anerkennen, Genießen 
oder Ausüben aller Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder 
vereitelt wird. Sie umfasst alle Formen der Diskriminierung, einschließlich der Versagung 
angemessener Vorkehrungen;

bedeutet „angemessene Vorkehrungen“ notwendige und geeignete Änderungen und 
Anpassungen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, 
wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu 
gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle 
Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen oder ausüben können;

bedeutet „universelles Design“ ein Design von Produkten, Umfeldern, Programmen und 
Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen Menschen möglichst weitgehend ohne eine 
Anpassung oder ein spezielles Design genutzt werden können. „Universelles Design“ schließt 
Hilfsmittel für bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, soweit sie benötigt 
werden, nicht aus.
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Artikel 3 
Allgemeine Grundsätze

Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind:

a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, 
einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit;

b) die Nichtdiskriminierung;

c) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft;

d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die 
Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit;

e) die Chancengleichheit;

f) die Zugänglichkeit;

g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau;

h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und 
die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität.

Artikel 4 
Allgemeine  Verpflichtungen

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund 
von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern.  
Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragsstaaten:

a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung 
der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu treffen;

b) alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung 
oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu 
treffen, die eine Diskriminierung von Menschen  mit Behinderungen darstellen;

c) den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen in 
allen politischen Konzepten und allen Programmen zu berücksichtigen;

d) Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Übereinkommen unvereinbar sind, 
zu unterlassen und dafür zu sorgen, dass die staatlichen Behörden und öffentlichen 
Einrichtungen im Einklang mit diesem Übereinkommen handeln;
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e) alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung durch Personen, Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen;

f) Forschung und Entwicklung für Güter, Dienstleistungen, Geräte und Einrichtungen 
in universellem Design, wie in Artikel 2 definiert, die den besonderen Bedürfnissen von 
Menschen mit Behinderungen mit möglichst geringem Anpassungs- und Kostenaufwand 
gerecht werden, zu betreiben oder zu fördern, ihre Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern 
und sich bei der Entwicklung von Normen und Richtlinien für universelles Design 
einzusetzen;

g) Forschung und Entwicklung für neue Technologien, die für Menschen mit Behinderungen 
geeignet sind, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien, Mobilitäts
hilfen, Geräten und unterstützenden Technologien, zu betreiben oder zu fördern sowie ihre 
Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern und dabei Technologien zu erschwinglichen Kosten 
den Vorrang zu geben;

h) für Menschen mit Behinderungen zugängliche Informationen über Mobilitätshilfen, 
Geräte und unterstützende Technologien, einschließlich neuer Technologien, sowie andere 
Formen von Hilfe, Unterstützungsdiensten und Einrichtungen zur Verfügung zu stellen;

i) die Schulung von Fachkräften und anderem mit Menschen mit Behinderungen 
arbeitendem Personal auf dem Gebiet der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte 
zu fördern, damit die aufgrund dieser Rechte garantierten Hilfen und Dienste besser 
geleistet werden können.

(2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder 
Vertragsstaat, unter Ausschöpfung seiner verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit Maßnahmen zu treffen, um nach und nach die 
volle Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, unbeschadet derjenigen Verpflichtungen 
aus diesem Übereinkommen, die nach dem Völkerrecht sofort anwendbar sind.

(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten 
zur Durchführung dieses Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in 
Fragen, die Menschen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den 
Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie 
vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.

(4) Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen besser geeignete Bestimmungen, die im Recht eines Vertragsstaats oder 
in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht enthalten sind, unberührt. Die in einem 
Vertragsstaat durch Gesetze, Übereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht 
anerkannten oder bestehenden Menschenrechte und Grundfreiheiten dürfen nicht unter 
dem Vorwand beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieses Übereinkommen 
derartige Rechte oder Freiheiten nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß anerkenne.

(5) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme 
für alle Teile eines Bundesstaats.
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Artikel 5 
Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom 
Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz 
durch das Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben.

(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung und 
garantieren Menschen mit Behinderungen gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz vor 
Diskriminierung, gleichviel aus welchen Gründen. 

(3) Zur Förderung der Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung 
unternehmen die Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um die Bereitstellung 
angemessener Vorkehrungen zu gewährleisten.

(4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeiführung der tatsächlichen 
Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als 
Diskriminierung im Sinne dieses Übereinkommens.

Artikel 6 
Frauen mit Behinderungen

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen 
mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, 
um zu gewährleisten, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleich
berechtigt genießen können.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Sicherung der vollen 
Entfaltung, der Förderung und der Stärkung der Autonomie der Frauen, um zu garantieren, 
dass sie die in diesem Übereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreiheiten 
ausüben und genießen können.

Artikel 7 
Kinder mit Behinderungen

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 
Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen können.

(2) Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behinderungen betreffen, ist das Wohl des Kindes 
ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen das Recht haben, ihre 
Meinung in allen sie berührenden Angelegenheiten gleichberechtigt mit anderen Kindern 
frei zu äußern, wobei ihre Meinung angemessen und entsprechend ihrem Alter und ihrer 
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Reife berücksichtigt wird, und behinderungsgerechte sowie altersgemäße Hilfe zu erhalten, 
damit sie dieses Recht verwirklichen können.

Artikel 8 
Bewusstseinsbildung

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sofortige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um

a) in der gesamten Gesellschaft, einschließlich auf der Ebene der Familien, das Bewusstsein 
für Menschen mit Behinderungen zu schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde 
zu fördern;

b) Klischees, Vorurteile und schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinderungen, 
einschließlich aufgrund des Geschlechts oder des Alters, in allen Lebensbereichen zu 
bekämpfen;

c) das Bewusstsein für die Fähigkeiten und den Beitrag von Menschen mit Behinderungen zu 
fördern.

(2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen gehören:

a) die Einleitung und dauerhafte Durchführung wirksamer Kampagnen zur 
Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit mit dem Ziel,
i) die Aufgeschlossenheit gegenüber den Rechten von Menschen mit Behinderungen zu 
erhöhen,
ii) eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen und ein größeres 
gesellschaftliches Bewusstsein ihnen gegenüber zu fördern,
iii) die Anerkennung der Fertigkeiten, Verdienste und Fähigkeiten von Menschen mit 
Behinderungen und ihres Beitrags zur Arbeitswelt und zum Arbeitsmarkt zu fördern;

b) die Förderung einer respektvollen Einstellung gegenüber den Rechten von Menschen mit 
Behinderungen auf allen Ebenen des Bildungssystems, auch bei allen Kindern von früher 
Kindheit an;

c) die Aufforderung an alle Medienorgane, Menschen mit Behinderungen in einer dem 
Zweck dieses Übereinkommens entsprechenden Weise darzustellen;

d) die Förderung von Schulungsprogrammen zur Schärfung des Bewusstseins für Menschen 
mit Behinderungen und für deren Rechte.
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Artikel 9 
Zugänglichkeit

(1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle 
Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten 
Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, 
einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie 
zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und 
ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten. 
Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen und 
-barrieren einschließen, gelten unter anderem für

a) Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und 
im Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und 
Arbeitsstätten;

b) Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich elektronischer 
Dienste und Notdienste.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen,

a) um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von Einrichtungen und 
Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten 
und zu erlassen und ihre Anwendung zu überwachen;

b) um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrichtungen und Dienste, die der 
Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen berücksichtigen;

c) um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen anzubieten;

d) um in Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, 
Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verständlicher Form anzubringen;

e) um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, unter anderem Personen 
zum Führen und Vorlesen sowie professionelle Gebärdensprachdolmetscher und 
-dolmetscherinnen, zur Verfügung zu stellen mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und 
anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, zu erleichtern;

f) um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen mit 
Behinderungen zu fördern, damit ihr Zugang zu Informationen gewährleistet wird;

g) um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien und -systemen, einschließlich des Internets, zu fördern;
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h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb zugänglicher 
Informations- und Kommunikationstechnologien und -systeme in einem frühen Stadium zu 
fördern, sodass deren Zugänglichkeit mit möglichst geringem Kostenaufwand erreicht wird.

Artikel 10 
Recht auf Leben

Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder Mensch ein angeborenes Recht auf Leben hat, 
und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um den wirksamen und gleichberechtigten 
Genuss dieses Rechts durch Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.

Artikel 11 
Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen

Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem 
Völkerrecht, einschließlich des humanitären Völkerrechts und der internationalen 
Menschenrechtsnormen, alle erforderlichen Maßnahmen, um in Gefahrensituationen, 
einschließlich bewaffneter Konflikte, humanitärer Notlagen und Naturkatastrophen, den 
Schutz und die Sicherheit von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.

Artikel 12 
Gleiche Anerkennung vor dem Recht

(1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, 
überall als Rechtssubjekt anerkannt zu werden.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen 
Lebensbereichen gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen. 

(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen 
Zugang zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und 
Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen.

(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausübung der Rechts- und 
Handlungsfähigkeit betreffenden Maßnahmen im Einklang mit den internationalen 
Menschenrechtsnormen geeignete und wirksame Sicherungen vorgesehen werden, 
um Missbräuche zu verhindern. Diese Sicherungen müssen gewährleisten, dass bei den 
Maßnahmen betreffend die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit die Rechte, 
der Wille und die Präferenzen der betreffenden Person geachtet werden, es nicht zu 
Interessenkonflikten und missbräuchlicher Einflussnahme kommt, dass die Maßnahmen 
verhältnismäßig und auf die Umstände der Person zugeschnitten sind, dass sie von 
möglichst kurzer Dauer sind und dass sie einer regelmäßigen Überprüfung durch eine 
zuständige, unabhängige und unparteiische Behörde oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die 
Sicherungen müssen im Hinblick auf das Ausmaß, in dem diese Maßnahmen die Rechte und 
Interessen der Person berühren, verhältnismäßig sein.
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(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und wirksamen 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht wie 
andere haben, Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre finanziellen Angelegenheiten selbst 
zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten 
zu haben, und gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich ihr 
Eigentum entzogen wird.

Artikel 13 
Zugang zur Justiz

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt 
mit anderen wirksamen Zugang zur Justiz, unter anderem durch verfahrensbezogene und 
altersgemäße Vorkehrungen, um ihre wirksame unmittelbare und mittelbare Teilnahme, 
einschließlich als Zeugen und Zeuginnen, an allen Gerichtsverfahren, auch in der 
Ermittlungsphase und in anderen Vorverfahrensphasen, zu erleichtern.

(2) Um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von Menschen mit Behinderungen zur 
Justiz beizutragen, fördern die Vertragsstaaten geeignete Schulungen für die im Justizwesen 
tätigen Personen, einschließlich des Personals von Polizei und Strafvollzug.

Artikel 14 
Freiheit und Sicherheit der Person

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten, 

a) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf 
persönliche Freiheit und Sicherheit genießen;

b) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit nicht 
rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird, dass jede Freiheitsentziehung im Einklang 
mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem Fall eine 
Freiheitsentziehung rechtfertigt.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen, denen aufgrund 
eines Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleichberechtigten Anspruch auf die in den 
internationalen Menschenrechtsnormen vorgesehenen Garantien haben und im Einklang 
mit den Zielen und Grundsätzen dieses Übereinkommens behandelt werden, einschließlich 
durch die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen.
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Artikel 15 
Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender  
Behandlung oder Strafe

(1) Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine 
freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen  Versuchen unterworfen 
werden.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen gesetzgeberischen, verwaltungsmäßigen, 
gerichtlichen oder sonstigen Maßnahmen, um auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu 
verhindern, dass Menschen mit Behinderungen der Folter oder grausamer, unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.

Artikel 16 
Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, 
Bildungs- und sonstigen Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen sowohl innerhalb 
als auch außerhalb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, 
einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle geeigneten Maßnahmen, um jede Form von 
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, indem sie unter anderem geeignete 
Formen von das Geschlecht und das Alter berücksichtigender Hilfe und Unterstützung für 
Menschen mit Behinderungen und ihre Familien und Betreuungspersonen gewährleisten, 
einschließlich durch die Bereitstellung von Informationen und Aufklärung darüber, wie Fälle 
von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch verhindert, erkannt und angezeigt werden können. 
Die Vertragsstaaten sorgen dafür, dass Schutzdienste das Alter, das Geschlecht und die 
Behinderung der betroffenen Personen berücksichtigen.

(3) Zur Verhinderung jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch stellen die 
Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtungen und Programme, die für Menschen mit 
Behinderungen bestimmt sind, wirksam von unabhängigen Behörden überwacht werden.

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die körperliche, kognitive 
und psychische Genesung, die Rehabilitation und die soziale Wiedereingliederung von 
Menschen mit Behinderungen, die Opfer irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt oder 
Missbrauch werden, zu fördern, auch durch die Bereitstellung von Schutzeinrichtungen. 
Genesung und Wiedereingliederung müssen in einer Umgebung stattfinden, die der 
Gesundheit, dem Wohlergehen, der Selbstachtung, der Würde und der Autonomie des 
Menschen förderlich ist und geschlechts- und altersspezifischen Bedürfnissen Rechnung 
trägt.
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(5) Die Vertragsstaaten schaffen wirksame Rechtsvorschriften und politische Konzepte, 
einschließlich solcher, die auf Frauen und Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen, dass 
Fälle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegenüber Menschen mit Behinderungen 
erkannt, untersucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt werden.

Artikel 17 
Schutz der Unversehrtheit der Person

Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleichberechtigt mit anderen das Recht auf Achtung 
seiner körperlichen und seelischen Unversehrtheit.

Artikel 18 
Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Freizügigkeit, auf freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und auf eine Staatsangehörigkeit, indem 
sie unter anderem gewährleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen das Recht haben, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben und 
ihre Staatsangehörigkeit zu wechseln, und dass ihnen diese nicht willkürlich oder aufgrund 
von Behinderung entzogen wird;

b) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung die Möglichkeit 
versagt wird, Dokumente zum Nachweis ihrer Staatsangehörigkeit oder andere 
Identitätsdokumente zu erhalten, zu besitzen und zu verwenden oder einschlägige Verfahren 
wie Einwanderungsverfahren in Anspruch zu nehmen, die gegebenenfalls erforderlich sind, 
um die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit zu erleichtern;

c) Menschen mit Behinderungen die Freiheit haben, jedes Land einschließlich ihres eigenen 
zu verlassen;

d) Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich oder aufgrund von Behinderung das Recht 
entzogen wird, in ihr eigenes Land einzureisen.

(2) Kinder mit Behinderungen sind unverzüglich nach ihrer Geburt in ein Register einzutragen 
und haben das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit 
zu erwerben, und soweit möglich das Recht, ihre Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu 
werden.

Artikel 19 
Unabhängige Lebens führung und Einbeziehung in die Gemeinschaft

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen 
mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der 
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Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen 
mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die 
Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern, indem sie unter anderem 
gewährleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren 
Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht 
verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben;

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen 
Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen 
Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur 
Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft 
sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist;

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit 
Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren 
Bedürfnissen Rechnung tragen.

Artikel 20 
Persönliche Mobilität

Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Menschen mit Behinderungen 
persönliche Mobilität mit größtmöglicher Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter 
anderem

a) die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Art und Weise und zum 
Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten erleichtern;

b) den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen Mobilitätshilfen, Geräten, 
unterstützenden Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mittelspersonen 
erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten;

c) Menschen mit Behinderungen und Fachkräften, die mit Menschen mit Behinderungen 
arbeiten, Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anbieten;

d) Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien ermutigen, 
alle Aspekte der Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen.

Artikel 21 
Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu 
Informationen

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 
Menschen mit Behinderungen das Recht auf freie Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit, 
einschließlich der Freiheit, Informationen und Gedankengut sich zu beschaffen, zu 
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empfangen und weiterzugeben, gleichberechtigt mit anderen und durch alle von ihnen 
gewählten Formen der Kommunikation im Sinne des Artikels 2 ausüben können, unter 
anderem indem sie

a) Menschen mit Behinderungen für die Allgemeinheit bestimmte Informationen rechtzeitig 
und ohne zusätzliche Kosten in zugänglichen Formaten und Technologien, die für 
unterschiedliche Arten der Behinderung geeignet sind, zur Verfügung stellen;

b) im Umgang mit Behörden die Verwendung von Gebärdensprachen, Brailleschrift, 
ergänzenden und alternativen Kommunikationsformen und allen sonstigen selbst gewählten 
zugänglichen Mitteln, Formen und Formaten der Kommunikation durch Menschen mit 
Behinderungen akzeptieren und erleichtern;

c) private Rechtsträger, die, einschließlich durch das Internet, Dienste für die Allgemeinheit 
anbieten, dringend dazu auffordern, Informationen und Dienstleistungen in Formaten zur 
Verfügung zu stellen, die für Menschen mit Behinderungen zugänglich und nutzbar sind;

d) die Massenmedien, einschließlich der Anbieter von Informationen über das Internet, dazu 
auffordern, ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestalten;

e) die Verwendung von Gebärdensprachen anerkennen und fördern.

Artikel 22 
Achtung der Privatsphäre

(1) Menschen mit Behinderungen dürfen unabhängig von ihrem Aufenthaltsort oder der 
Wohnform, in der sie leben, keinen willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr 
Privatleben, ihre Familie, ihre Wohnung oder ihren Schriftverkehr oder andere Arten der 
Kommunikation oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes 
ausgesetzt werden. Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf rechtlichen Schutz 
gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.

(2) Die Vertragsstaaten schützen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen die 
Vertraulichkeit von Informationen über die Person, die Gesundheit und die Rehabilitation 
von Menschen mit Behinderungen.

Artikel 23 
Achtung der Wohnung und der Familie

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen zur Beseitigung 
der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung mit anderen in allen Fragen, die Ehe, Familie, Elternschaft und 
Partnerschaften betreffen, um zu gewährleisten, dass
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a) das Recht aller Menschen mit Behinderungen im heiratsfähigen Alter, auf der Grundlage 
des freien und vollen Einverständnisses der künftigen Ehegatten eine Ehe zu schließen und 
eine Familie zu gründen, anerkannt wird;

b) das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste 
Entscheidung über die Anzahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände sowie auf Zugang 
zu altersgemäßer Information sowie Aufklärung über Fortpflanzung und Familienplanung 
anerkannt wird und ihnen die notwendigen Mittel zur Ausübung dieser Rechte zur 
Verfügung gestellt werden;

c) Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern, gleichberechtigt mit anderen ihre 
Fruchtbarkeit behalten.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die Rechte und Pflichten von Menschen mit 
Behinderungen in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft1, Personen- und Vermögenssorge, 
Adoption von Kindern oder ähnlichen Rechtsinstituten, soweit das innerstaatliche Recht 
solche kennt; in allen Fällen ist das Wohl des Kindes ausschlaggebend. Die Vertragsstaaten 
unterstützen Menschen mit Behinderungen in angemessener Weise bei der Wahrnehmung 
ihrer elterlichen Verantwortung.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in 
Bezug auf das Familienleben haben. Zur Verwirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, 
das Verbergen, das Aussetzen, die Vernachlässigung und die Absonderung von Kindern 
mit Behinderungen zu verhindern, verpflichten sich die Vertragsstaaten, Kindern mit 
Behinderungen und ihren Familien frühzeitig umfassende Informationen, Dienste und 
Unterstützung zur Verfügung zu stellen.

(4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern 
von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gerichtlich 
nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren 
bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das 
Kind aufgrund einer Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile 
von den Eltern getrennt werden.

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Fällen, in denen die nächsten 
Familienangehörigen nicht in der Lage sind, für ein Kind mit Behinderungen zu sorgen, 
alle Anstrengungen zu unternehmen, um andere Formen der Betreuung innerhalb der 
weiteren Familie und, falls dies nicht möglich ist, innerhalb der Gemeinschaft in einem  
familienähnlichen Umfeld zu gewährleisten.

1 Schweiz: Beistandschaft
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Artikel 24 
Bildung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung. 
Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu 
verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives Bildungssystem auf allen 
Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der Würde und das 
Selbstwertgefühl des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den 
Menschenrechten, den Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stärken;

b) Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität 
sowie ihre geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen;

c) Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft zu 
befähigen.

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, dass

a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allgemeinen 
Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund 
von Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom 
Besuch weiterführender Schulen ausgeschlossen werden;

b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der 
sie leben, Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an 
Grundschulen und weiterführenden Schulen haben;

c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden;

d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die 
notwendige Unterstützung geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern; 

e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Integration wirksame individuell 
angepasste Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche schulische 
und soziale Entwicklung gestattet, angeboten werden.

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit Behinderungen, lebenspraktische 
Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte 
Teilhabe an der Bildung und als Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem 
Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; unter anderem

a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, ergänzenden und 
alternativen Formen, Mitteln und Formaten der Kommunikation, den Erwerb von 
Orientierungs- und Mobilitätsfertigkeiten sowie die Unterstützung durch andere Menschen 
mit Behinderungen und das Mentoring;
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b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die Förderung der sprachlichen 
Identität der Gehörlosen;

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblinden Menschen, insbesondere 
Kindern, Bildung in den Sprachen und Kommunikationsformen und mit den 
Kommunikationsmitteln, die für den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie in einem 
Umfeld vermittelt wird, das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet.

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräften, einschließlich solcher mit Behinderungen, die 
in Gebärdensprache oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von Fachkräften 
sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens. Diese 
Schulung schließt die Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen und die Verwendung 
geeigneter ergänzender und alternativer Formen, Mittel und Formate der Kommunikation 
sowie pädagogische Verfahren und Materialien zur Unterstützung von Menschen mit 
Behinderungen ein.

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen ohne 
Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, 
Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen haben. Zu diesem Zweck 
stellen die Vertragsstaaten sicher, dass für Menschen mit Behinderungen angemessene 
Vorkehrungen getroffen werden.

Artikel 25 
Gesundheit

Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das 
erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Die 
Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen 
mit Behinderungen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich 
gesundheitlicher Rehabilitation, haben. Insbesondere

a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit Behinderungen eine unentgeltliche oder 
erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität 
und auf demselben Standard zur Verfügung wie anderen Menschen, einschließlich sexual- 
und fortpflanzungsmedizinischer Gesundheitsleistungen und der Gesamtbevölkerung zur 
Verfügung stehender Programme des öffentlichen Gesundheitswesens;

b) bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von Menschen mit 
Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderungen benötigt werden, soweit angebracht, 
einschließlich Früherkennung und Frühintervention, sowie Leistungen, durch die, auch bei 
Kindern und älteren Menschen, weitere Behinderungen möglichst gering gehalten oder 
vermieden werden sollen;

c) bieten die Vertragsstaaten diese Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie möglich an, 
auch in ländlichen Gebieten;
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d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehörigen der Gesundheitsberufe die Verpflichtung 
auf, Menschen mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher Qualität wie anderen 
Menschen angedeihen zu lassen, namentlich auf der Grundlage der freien Einwilligung 
nach vorheriger Aufklärung, indem sie unter anderem durch Schulungen und den Erlass 
ethischer Normen für die staatliche und private Gesundheitsversorgung das Bewusstsein 
für die Menschenrechte, die Würde, die Autonomie und die Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen schärfen;

e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in 
der Krankenversicherung und in der Lebensversicherung, soweit eine solche Versicherung 
nach innerstaatlichem Recht zulässig ist; solche Versicherungen sind zu fairen und 
angemessenen Bedingungen anzubieten;

f) verhindern die Vertragsstaaten die diskriminierende Vorenthaltung von 
Gesundheitsversorgung oder -leistungen oder von Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten 
aufgrund von Behinderung.

Artikel 26 
Habilitation und Rehabilitation

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, einschließlich 
durch die Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit 
Behinderungen in die Lage zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende 
körperliche, geistige, soziale und berufliche Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle 
Aspekte des Lebens und die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und 
zu bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, stärken und erweitern die Vertragsstaaten 
umfassende Habilitations- und Rehabilitationsdienste und -programme, insbesondere auf 
dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste, und zwar 
so, dass diese Leistungen und Programme

a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen und auf einer multidisziplinären Bewertung der 
individuellen Bedürfnisse und Stärken beruhen;

b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft in allen ihren Aspekten 
sowie die Teilhabe daran unterstützen, freiwillig sind und Menschen mit Behinderungen so 
gemeindenah wie möglich zur Verfügung stehen, auch in ländlichen Gebieten.

(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und Rehabilitationsdiensten.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, die Kenntnis und die Verwendung 
unterstützender Geräte und Technologien, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt 
sind, für die Zwecke der Habilitation und Rehabilitation.
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Artikel 27 
Arbeit und Beschäftigung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit 
zu verdienen, die in einem offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen 
zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird. Die 
Vertragsstaaten sichern und fördern die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich 
für Menschen, die während der Beschäftigung eine Behinderung erwerben, durch geeignete 
Schritte, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter anderem

a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit einer Beschäftigung gleich welcher Art, einschließlich der Auswahl-, Einstellungs- und 
Beschäftigungsbedingungen, der Weiterbeschäftigung, des beruflichen Aufstiegs sowie 
sicherer und gesunder Arbeitsbedingungen, zu verbieten;

b) das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf gerechte und günstige 
Arbeitsbedingungen, einschließlich Chancengleichheit und gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, einschließlich Schutz vor 
Belästigungen, und auf Abhilfe bei Missständen zu schützen;

c) zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt mit anderen ausüben können;

d) Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu allgemeinen fachlichen und 
beruflichen Beratungsprogrammen, Stellenvermittlung sowie Berufsausbildung und 
Weiterbildung zu ermöglichen;

e) für Menschen mit Behinderungen Beschäftigungsmöglichkeiten und beruflichen Aufstieg 
auf dem Arbeitsmarkt sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt und der 
Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern; 

f) Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unternehmertum, die Bildung von Genossenschaften 
und die Gründung eines eigenen Geschäfts zu fördern;

g) Menschen mit Behinderungen im öffentlichen Sektor zu beschäftigen;

h) die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im privaten Sektor durch geeignete 
Strategien und Maßnahmen zu fördern, wozu auch Programme für positive Maßnahmen, 
Anreize und andere Maßnahmen gehören können;

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen für Menschen mit 
Behinderungen getroffen werden;

j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen 
mit Behinderungen zu fördern;
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k) Programme für die berufliche Rehabilitation, den Erhalt des Arbeitsplatzes und den 
beruflichen Wiedereinstieg von Menschen mit Behinderungen zu fördern.

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen nicht in Sklaverei 
oder Leibeigenschaft gehalten werden und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor 
Zwangs- oder Pflichtarbeit geschützt werden.

Artikel 28 
Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
einen angemessenen Lebensstandard für sich selbst und ihre Familien, einschließlich 
angemessener Ernährung, Bekleidung und Wohnung, sowie auf eine stetige Verbesserung 
der Lebensbedingungen und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur 
Förderung der Verwirklichung dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf sozialen 
Schutz und den Genuss dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung und 
unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Förderung der Verwirklichung dieses 
Rechts, einschließlich Maßnahmen, um

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zur Versorgung mit sauberem 
Wasser und den Zugang zu geeigneten und erschwinglichen Dienstleistungen, Geräten und 
anderen Hilfen für Bedürfnisse im Zusammenhang mit ihrer Behinderung zu sichern;

b) Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Mädchen sowie älteren 
Menschen mit Behinderungen, den Zugang zu Programmen für sozialen Schutz und 
Programmen zur Armutsbekämpfung zu sichern;

c) in Armut lebenden Menschen mit Behinderungen und ihren Familien den Zugang zu 
staatlicher Hilfe bei behinderungsbedingten Aufwendungen, einschließlich ausreichender 
Schulung, Beratung, finanzieller Unterstützung sowie Kurzzeitbetreuung, zu sichern;

d) Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Programmen des sozialen Wohnungsbaus 
zu sichern;

e) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zu Leistungen und Programmen 
der Altersversorgung zu sichern.

Artikel 29 
Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben

(1) Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die politischen Rechte 
sowie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit anderen zu genießen, und verpflichten sich,
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a) sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen wirksam 
und umfassend am politischen und öffentlichen Leben teilhaben können, sei es unmittelbar 
oder durch frei gewählte Vertreter oder Vertreterinnen, was auch das Recht und die 
Möglichkeit einschließt, zu wählen und gewählt zu werden; unter anderem
i) stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet, 
zugänglich und leicht zu verstehen und zu handhaben sind;
ii) schützen sie das Recht von Menschen mit Behinderungen, bei Wahlen und 
Volksabstimmungen in geheimer Abstimmung ohne Einschüchterung ihre Stimme 
abzugeben, bei Wahlen zu kandidieren, ein Amt wirksam innezuhaben und alle öffentlichen 
Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit wahrzunehmen, indem sie gegebenenfalls 
die Nutzung unterstützender und neuer Technologien erleichtern;
iii) garantieren sie die freie Willensäußerung von Menschen mit Behinderungen als Wähler 
und Wählerinnen und erlauben zu diesem Zweck im Bedarfsfall auf Wunsch, dass sie sich bei 
der Stimmabgabe durch eine Person ihrer Wahl unterstützen lassen;

b) aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung 
und gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend an der Gestaltung der 
öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, und ihre Mitwirkung an den öffentlichen 
Angelegenheiten zu begünstigen, unter anderem
i) die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die sich mit dem 
öffentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen, und an den Tätigkeiten und der 
Verwaltung politischer Parteien;
ii) die Bildung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die sie auf 
internationaler, nationaler, regionaler und lokaler Ebene vertreten, und den Beitritt zu 
solchen Organisationen.

Artikel 30 
Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, 
gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle 
geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen

a) Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben;

b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kulturellen 
Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben;

c) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, Museen, 
Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu Denkmälern und 
Stätten von nationaler kultureller Bedeutung haben.

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen die 
Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten 
und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft.
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(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem 
Völkerrecht, um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des geistigen 
Eigentums keine ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere für den Zugang von 
Menschen mit Behinderungen zu kulturellem Material darstellen.

(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf 
Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität, 
einschließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur. 

(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an 
Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten 
geeignete Maßnahmen,

a) um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an 
breitensportlichen Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu 
fördern;

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, 
behinderungsspezifische Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln 
und an solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung eines geeigneten 
Angebots an Anleitung, Training und Ressourcen auf der Grundlage der Gleichberechtigung 
mit anderen zu fördern;

c) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, Erholungs- und 
Tourismusstätten haben;

d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern 
an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, einschließlich im 
schulischen Bereich;

e) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Dienstleistungen der 
Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivitäten haben.

Artikel 31 
Statistik und Datensammlung

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur Sammlung geeigneter Informationen, 
einschließlich statistischer Angaben und Forschungsdaten, die ihnen ermöglichen, politische 
Konzepte zur Durchführung dieses Übereinkommens auszuarbeiten und umzusetzen. Das 
Verfahren zur Sammlung und Aufbewahrung dieser Informationen muss

a) mit den gesetzlichen Schutzvorschriften, einschließlich der Rechtsvorschriften über 
den Datenschutz, zur Sicherung der Vertraulichkeit und der Achtung der Privatsphäre von 
Menschen mit Behinderungen im Einklang stehen;
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b) mit den international anerkannten Normen zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und den ethischen Grundsätzen für die Sammlung und Nutzung 
statistischer Daten im Einklang stehen.

(2) Die im Einklang mit diesem Artikel gesammelten Informationen werden, soweit 
angebracht, aufgeschlüsselt und dazu verwendet, die Umsetzung der Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und die Hindernisse, denen 
sich Menschen mit Behinderungen bei der Ausübung ihrer Rechte gegenübersehen, zu 
ermitteln und anzugehen.

(3) Die Vertragsstaaten übernehmen die Verantwortung für die Verbreitung dieser Statistiken 
und sorgen dafür, dass sie für Menschen mit Behinderungen und andere zugänglich sind.

Artikel 32 
Internationale Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit 
und deren Förderung zur Unterstützung der einzelstaatlichen Anstrengungen für die 
Verwirklichung des Zwecks und der Ziele dieses Übereinkommens und treffen diesbezüglich 
geeignete und wirksame Maßnahmen, zwischenstaatlich sowie, soweit angebracht, in 
Partnerschaft mit den einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen und der 
Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderungen. Unter 
anderem können sie Maßnahmen ergreifen, um

a) sicherzustellen, dass die internationale Zusammenarbeit, einschließlich internationaler 
Entwicklungsprogramme, Menschen mit Behinderungen einbezieht und für sie zugänglich ist;

b) den Aufbau von Kapazitäten zu erleichtern und zu unterstützen, unter anderem durch den 
Austausch und die Weitergabe von Informationen, Erfahrungen, Ausbildungsprogrammen 
und vorbildlichen Praktiken;

c) die Forschungszusammenarbeit und den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen 
Kenntnissen zu erleichtern; 

d) soweit angebracht, technische und wirtschaftliche Hilfe zu leisten, unter anderem durch 
Erleichterung des Zugangs zu zugänglichen und unterstützenden Technologien und ihres 
Austauschs sowie durch Weitergabe von Technologien.

(2) Dieser Artikel berührt nicht die Pflicht jedes Vertragsstaats, seine Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen zu erfüllen.
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Artikel 33 
Innerstaatliche Durch führung und Überwachung

(1) Die Vertragsstaaten bestimmen nach Maßgabe ihrer staatlichen Organisation eine 
oder mehrere staatliche Anlaufstellen für Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieses Übereinkommens und prüfen sorgfältig die Schaffung oder 
Bestimmung eines staatlichen Koordinierungsmechanismus, der die Durchführung der 
entsprechenden Maßnahmen in verschiedenen Bereichen und auf verschiedenen Ebenen 
erleichtern soll.

(2) Die Vertragsstaaten unterhalten, stärken, bestimmen oder schaffen nach Maßgabe ihres 
Rechts- und Verwaltungssystems auf einzelstaatlicher Ebene für die Förderung, den Schutz 
und die Überwachung der Durchführung dieses Übereinkommens eine Struktur, die, je nach
dem, was angebracht ist, einen oder mehrere unabhängige Mechanismen einschließt. Bei der 
Bestimmung oder Schaffung eines solchen Mechanismus berücksichtigen die Vertragsstaaten 
die Grundsätze betreffend die Rechtsstellung und die Arbeitsweise der einzelstaatlichen 
Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte.

(3) Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie 
vertretenden Organisationen, wird in den Überwachungsprozess einbezogen und nimmt in 
vollem Umfang daran teil.

Artikel 34 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

(1) Es wird ein Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden als 
„Ausschuss“ bezeichnet) eingesetzt, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt.

(2) Der Ausschuss besteht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens aus 
zwölf Sachverständigen. Nach sechzig weiteren Ratifikationen oder Beitritten zu dem 
Übereinkommen erhöht sich die Zahl der Ausschussmitglieder um sechs auf die Höchstzahl 
von achtzehn.

(3) Die Ausschussmitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig und müssen 
Persönlichkeiten von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis und 
Erfahrung auf dem von diesem Übereinkommen erfassten Gebiet sein. Die Vertragsstaaten 
sind aufgefordert, bei der Benennung ihrer Kandidaten oder Kandidatinnen Artikel 4 
Absatz 3 gebührend zu berücksichtigen.

(4) Die Ausschussmitglieder werden von den Vertragsstaaten gewählt, wobei auf eine 
gerechte geografische Verteilung, die Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der 
hauptsächlichen Rechtssysteme, die ausgewogene Vertretung der Geschlechter und die 
Beteiligung von Sachverständigen mit Behinderungen zu achten ist.

(5) Die Ausschussmitglieder werden auf Sitzungen der Konferenz der Vertragsstaaten in 
geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten aus dem 
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Kreis ihrer Staatsangehörigen benannt worden sind. Auf diesen Sitzungen, die beschlussfähig 
sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten 
oder Kandidatinnen als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die 
absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter beziehungsweise 
Vertreterinnen der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.

(6) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens statt. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von zwei Monaten ihre 
Benennungen einzureichen. Der Generalsekretär fertigt sodann eine alphabetische Liste aller 
auf diese Weise benannten Personen an, unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie benannt 
haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten.

(7) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Ihre einmalige Wiederwahl ist 
zulässig. Die Amtszeit von sechs der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch 
nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser sechs 
Mitglieder von dem oder der Vorsitzenden der in Absatz 5 genannten Sitzung durch das Los 
bestimmt.

(8) Die Wahl der sechs zusätzlichen Ausschussmitglieder findet bei den ordentlichen Wahlen 
im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen dieses Artikels statt.

(9) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zurücktritt oder erklärt, dass es aus anderen 
Gründen seine Aufgaben nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das 
Mitglied benannt hat, für die verbleibende Amtszeit eine andere sachverständige Person, 
die über die Befähigungen verfügt und die Voraussetzungen erfüllt, die in den einschlägigen 
Bestimmungen dieses Artikels beschrieben sind.

(10) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(11) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die 
Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach 
diesem Übereinkommen benötigt, und beruft seine erste Sitzung ein.

(12) Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten 
mit Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten Nationen Bezüge aus Mitteln 
der Vereinten Nationen zu den von der Generalversammlung unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der Aufgaben des Ausschusses zu beschließenden Bedingungen. 

(13) Die Ausschussmitglieder haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und 
Immunitäten der Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen, die in den 
einschlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der 
Vereinten Nationen vorgesehen sind.
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Artikel 35 
Berichte der Vertragsstaaten

(1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden 
Vertragsstaat einen umfassenden Bericht über die Maßnahmen, die er zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen hat, und über die dabei erzielten 
Fortschritte vor. 

(2) Danach legen die Vertragsstaaten mindestens alle vier Jahre und darüber hinaus jeweils 
auf Anforderung des Ausschusses Folgeberichte vor.

(3) Der Ausschuss beschließt gegebenenfalls Leitlinien für den Inhalt der Berichte.

(4) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat, 
braucht in seinen Folgeberichten die früher mitgeteilten Angaben nicht zu wiederholen. 
Die Vertragsstaaten sind gebeten, ihre Berichte an den Ausschuss in einem offenen 
und transparenten Verfahren zu erstellen und dabei Artikel 4 Absatz 3 gebührend zu 
berücksichtigen.

(5) In den Berichten kann auf Faktoren und Schwierigkeiten hingewiesen werden, die das 
Ausmaß der Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen  beeinflussen.

Artikel 36 
Prüfung der Berichte

(1) Der Ausschuss prüft jeden Bericht; er kann ihn mit den ihm geeignet erscheinenden 
Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen versehen und leitet diese dem betreffenden 
Vertragsstaat zu. Dieser kann dem Ausschuss hierauf jede Information übermitteln, die er 
zu geben wünscht. Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die 
Durchführung dieses Übereinkommens ersuchen. 

(2) Liegt ein Vertragsstaat mit der Vorlage eines Berichts in erheblichem Rückstand, so kann 
der Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat notifizieren, dass die Durchführung dieses 
Übereinkommens im betreffenden Vertragsstaat auf der Grundlage der dem Ausschuss zur 
Verfügung stehenden zuverlässigen Informationen geprüft werden muss, falls der Bericht 
nicht innerhalb von drei Monaten nach dieser Notifikation vorgelegt wird. Der Ausschuss 
fordert den betreffenden Vertragsstaat auf, bei dieser Prüfung mitzuwirken. Falls der 
Vertragsstaat daraufhin den Bericht vorlegt, findet Absatz 1 Anwendung.

(3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt die Berichte allen Vertragsstaaten zur 
Verfügung.

(4) Die Vertragsstaaten sorgen für eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land 
und erleichtern den Zugang zu den Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen zu diesen 
Berichten.
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(5) Der Ausschuss übermittelt, wenn er dies für angebracht hält, den Sonderorganisationen, 
Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen Berichte 
der Vertragsstaaten, damit ein darin enthaltenes Ersuchen um fachliche Beratung oder 
Unterstützung oder ein darin enthaltener Hinweis, dass ein diesbezügliches Bedürfnis 
besteht, aufgegriffen werden kann; etwaige Bemerkungen und Empfehlungen des 
Ausschusses zu diesen Ersuchen oder Hinweisen werden beigefügt.

Artikel 37 
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten und dem Ausschuss

(1) Jeder Vertragsstaat arbeitet mit dem Ausschuss zusammen und ist seinen Mitgliedern bei 
der Erfüllung ihres Mandats behilflich.

(2) In seinen Beziehungen zu den Vertragsstaaten prüft der Ausschuss gebührend 
Möglichkeiten zur Stärkung der einzelstaatlichen Fähigkeiten zur Durchführung dieses 
Übereinkommens, einschließlich durch internationale Zusammenarbeit.

Artikel 38 
Beziehungen des Ausschusses zu anderen Organen

Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens und die internationale 
Zusammenarbeit auf dem von dem Übereinkommen erfassten Gebiet zu fördern,

a) haben die Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen das Recht, 
bei der Erörterung der Durchführung derjenigen Bestimmungen des Übereinkommens, die 
in ihren Aufgabenbereich fallen, vertreten zu sein. Der Ausschuss kann, wenn er dies für 
angebracht hält, Sonderorganisationen und andere zuständige Stellen einladen, sachkundige 
Stellungnahmen zur Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten abzugeben, die in 
ihren jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuss kann Sonderorganisationen und 
andere Organe der Vereinten Nationen einladen, ihm Berichte über die Durchführung des 
Übereinkommens auf den Gebieten vorzulegen, die in ihren Tätigkeitsbereich fallen;

b) konsultiert der Ausschuss bei der Wahrnehmung seines Mandats, soweit angebracht, 
andere einschlägige Organe, die durch internationale Menschenrechtsverträge geschaffen 
wurden, mit dem Ziel, die Kohärenz ihrer jeweiligen Berichterstattungsleitlinien, 
Vorschläge und allgemeinen Empfehlungen zu gewährleisten sowie Doppelungen und 
Überschneidungen bei der Durchführung ihrer Aufgaben zu vermeiden. 

Artikel 39 
Bericht des Ausschusses

Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat alle 
zwei Jahre über seine Tätigkeit und kann aufgrund der Prüfung der von den Vertragsstaaten 
eingegangenen Berichte und Auskünfte Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen 

32



abgeben. Diese werden zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten in den 
Ausschussbericht aufgenommen.

Artikel 40 
Konferenz der Vertragsstaaten

(1) Die Vertragsstaaten treten regelmäßig in einer Konferenz der Vertragsstaaten zusammen, 
um jede Angelegenheit im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Übereinkommens 
zu behandeln.

(2) Die Konferenz der Vertragsstaaten wird vom Generalsekretär der Vereinten Nationen 
spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. Die 
folgenden Treffen werden vom Generalsekretär alle zwei Jahre oder auf Beschluss der 
Konferenz der Vertragsstaaten einberufen.

Artikel 41 
Verwahrer2

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer3 dieses Übereinkommens.

Artikel 42 
Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und für Organisationen der regionalen 
Integration ab dem 30. März 2007 am Sitz der Vereinten Nationen in New York zur 
Unterzeichnung auf.

Artikel 43 
Zustimmung, gebunden zu sein

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten und 
der förmlichen Bestätigung durch die unterzeichnenden Organisationen der regionalen 
Integration. Es steht allen Staaten oder Organisationen der regionalen Integration, die das 
Übereinkommen nicht unterzeichnet haben, zum Beitritt offen.

2 Österreich, Schweiz: Depositar
3 Österreich, Schweiz: Depositar
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Artikel 44 
Organisationen der regionalen Integration

(1) Der Ausdruck „Organisation der regionalen Integration“ bezeichnet eine von souveränen
Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die
Zuständigkeit für von diesem Übereinkommen erfasste Angelegenheiten übertragen
haben. In ihren Urkunden der förmlichen Bestätigung oder Beitrittsurkunden erklären
diese Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses
Übereinkommen erfassten Angelegenheiten. Danach teilen sie dem Verwahrer4 jede
erhebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

(2) Bezugnahmen auf „Vertragsstaaten“ in diesem Übereinkommen finden auf solche
Organisationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Anwendung.

(3) Für die Zwecke des Artikels 45 Absatz 1 und des Artikels 47 Absätze 2 und 3 wird eine von
einer Organisation der regionalen Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezählt.

(4) Organisationen der regionalen Integration können in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit
ihr Stimmrecht in der Konferenz der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen ausüben,
die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens
sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten
sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt.

Artikel 45 
Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Integration, der beziehungsweise
die dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der zwanzigsten entsprechenden Urkunde
ratifiziert, förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am dreißigsten Tag
nach Hinterlegung der eigenen Urkunde in Kraft.

Artikel 46 
Vorbehalte

(1) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbar sind, sind nicht
zulässig.

(2) Vorbehalte können jederzeit zurückgenommen werden.

4 Österreich, Schweiz: Depositar
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Artikel 47 
Änderungen

(1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Übereinkommens vorschlagen und 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt 
jeden Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, 
ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den 
Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der 
Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der 
Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede 
Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden 
Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme 
vorgelegt.

(2) Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden 
zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Änderung erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag 
nach Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die 
Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich. 

(3) Wenn die Konferenz der Vertragsstaaten dies im Konsens beschließt, tritt eine nach 
Absatz 1 beschlossene und genehmigte Änderung, die ausschließlich die Artikel 34, 38, 
39 und 40 betrifft, für alle Vertragsstaaten am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in 
Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der 
Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht. 

Artikel 48 
Kündigung

Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein 
Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 49 
Zugängliches Format

Der Wortlaut dieses Übereinkommens wird in zugänglichen Formaten zur Verfügung 
gestellt. 
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Artikel 50 
Verbindliche Wortlaute

Der arabische, der chinesische, der englische, der französische, der russische und der 
spanische Wortlaut dieses Übereinkommens sind gleichermaßen verbindlich.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu gehörig 
befugten Bevollmächtigten dieses Übereinkommen unterschrieben.
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Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls („Vertragsstaat“) anerkennt die Zuständigkeit 
des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen („Ausschuss“) für 
die Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen, die von oder im Namen von seiner 
Hoheitsgewalt unterstehenden Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht werden, 
die behaupten, Opfer einer Verletzung des Übereinkommens durch den betreffenden 
Vertragsstaat zu sein. 

(2) Der Ausschuss nimmt keine Mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat des 
Übereinkommens betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.

Artikel 2

Der Ausschuss erklärt eine Mitteilung für unzulässig,

a) wenn sie anonym ist;

b) wenn sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher  Mitteilungen darstellt 
oder mit den Bestimmungen des Übereinkommens unvereinbar ist;

c) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss untersucht worden ist oder in einem anderen 
internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist oder 
geprüft wird;

d) wenn nicht alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft 
worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung solcher Rechtsbehelfe 
unangemessen lange dauert oder keine wirksame Abhilfe erwarten lässt;

e) wenn sie offensichtlich unbegründet ist oder nicht hinreichend begründet wird oder

f) wenn die der Mitteilung zugrunde liegenden Tatsachen vor dem Inkrafttreten dieses 
Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie auch 
nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen.

Artikel 3

Vorbehaltlich des Artikels 2 bringt der Ausschuss jede ihm zugegangene Mitteilung dem 
Vertragsstaat vertraulich zur Kenntnis. Der betreffende Vertragsstaat übermittelt dem 
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Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder Darlegungen zur 
Klärung der Sache und der gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen.

Artikel 4

(1) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer Mitteilung und bevor eine Entscheidung 
in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch zur 
sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vorläufigen Maßnahmen 
zu treffen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um einen möglichen nicht wieder 
gutzumachenden Schaden für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwenden.
(2) Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz 1 aus, so bedeutet das keine Entscheidung 
über die Zulässigkeit der Mitteilung oder in der Sache selbst.

Artikel 5

Der Ausschuss berät über Mitteilungen aufgrund dieses Protokolls in nichtöffentlicher 
Sitzung. Nach Prüfung einer Mitteilung übermittelt der Ausschuss dem betreffenden 
Vertragsstaat und dem Beschwerdeführer gegebenenfalls seine Vorschläge und 
Empfehlungen.

Artikel 6

(1) Erhält der Ausschuss zuverlässige Angaben, die auf schwerwiegende oder systematische 
Verletzungen der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte durch einen Vertragsstaat 
hinweisen, so fordert der Ausschuss diesen Vertragsstaat auf, bei der Prüfung der Angaben 
mitzuwirken und zu diesen Angaben Stellung zu nehmen.

(2) Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von dem betreffenden Vertragsstaat 
abgegebenen Stellungnahmen sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden 
zuverlässigen Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftragen, eine Untersuchung 
durchzuführen und ihm sofort zu berichten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit 
Zustimmung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsgebiet einschließen.

(3) Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Untersuchung geprüft hat, 
übermittelt er sie zusammen mit etwaigen Bemerkungen und Empfehlungen dem 
betreffenden Vertragsstaat.

(4) Der Vertragsstaat unterbreitet innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der vom 
Ausschuss übermittelten Ergebnisse, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine 
Stellungnahmen.

(5) Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen; die Mitwirkung des 
Vertragsstaats ist auf allen Verfahrensstufen anzustreben.
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Artikel 7

(1) Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat auffordern, in seinen Bericht nach
Artikel 35 des Übereinkommens Einzelheiten über Maßnahmen aufzunehmen, die als
Reaktion auf eine nach Artikel 6 dieses Protokolls durchgeführte Untersuchung getroffen
wurden.

(2) Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des in Artikel 6 Absatz 4 genannten
Zeitraums von sechs Monaten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die als
Reaktion auf eine solche Untersuchung getroffenen  Maßnahmen zu unterrichten.

Artikel 8

Jeder Vertragsstaat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung oder Ratifikation dieses 
Protokolls oder seines Beitritts dazu erklären, dass er die in den Artikeln 6 und 7 vorgesehene 
Zuständigkeit des Ausschusses nicht anerkennt.

Artikel 9

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer5 dieses Protokolls.

Artikel 10

Dieses Protokoll liegt für die Staaten und die Organisationen der regionalen Integration, 
die das Übereinkommen unterzeichnet haben, ab dem 30. März 2007 am Sitz der Vereinten 
Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.

Artikel 11

Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten des Protokolls, 
die das Übereinkommen ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Es bedarf der 
förmlichen Bestätigung durch die Organisationen der regionalen Integration, die das 
Protokoll unterzeichnet haben und das Übereinkommen förmlich bestätigt haben oder 
ihm beigetreten sind. Das Protokoll steht allen Staaten oder Organisationen der regionalen 
Integration zum Beitritt offen, die das Übereinkommen ratifiziert beziehungsweise förmlich 
bestätigt haben oder ihm beigetreten sind und die das Protokoll nicht unterzeichnet haben.

5 Österreich, Schweiz: Depositar
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Artikel 12

(1) Der Ausdruck „Organisation der regionalen Integration“ bezeichnet eine von souveränen 
Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die 
Zuständigkeit für von dem Übereinkommen und diesem Protokoll erfasste Angelegenheiten 
übertragen haben. In ihren Urkunden der förmlichen Bestätigung oder Beitrittsurkunden 
erklären diese Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch das 
Übereinkommen und dieses Protokoll erfassten Angelegenheiten. Danach teilen sie dem 
Verwahrer6 jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

(2) Bezugnahmen auf „Vertragsstaaten“ in diesem Protokoll finden auf solche 
Organisationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Anwendung. 

(3) Für die Zwecke des Artikels 13 Absatz 1 und des Artikels 15 Absatz 2 wird eine von einer 
Organisation der regionalen Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezählt. 

(4) Organisationen der regionalen Integration können in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit 
ihr Stimmrecht bei dem Treffen der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen ausüben, 
die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Protokolls sind. 
Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten sein 
Stimmrecht ausübt, und umgekehrt.

Artikel 13

(1) Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Übereinkommens tritt dieses Protokoll am 
dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

(2) Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Integration, der beziehungsweise 
die dieses Protokoll nach Hinterlegung der zehnten entsprechenden Urkunde ratifiziert, 
förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Protokoll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung 
der eigenen Urkunde in Kraft.

Artikel 14

(1) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Protokolls unvereinbar sind, sind nicht zulässig. 

(2) Vorbehalte können jederzeit zurückgenommen werden.

6 Österreich, Schweiz: Depositar
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Artikel 15

(1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls vorschlagen und beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden 
Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie 
die Einberufung eines Treffens der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über 
den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der 
Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten die Einberufung eines solchen 
Treffens, so beruft der Generalsekretär das Treffen unter der Schirmherrschaft der Vereinten 
Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden 
und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Genehmigung und danach allen 
Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.

(2) Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden 
zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Änderung erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag 
nach Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die 
Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich.

Artikel 16

Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach 
Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 17

Der Wortlaut dieses Protokolls wird in zugänglichen Formaten zur Verfügung gestellt.

Artikel 18

Der arabische, der chinesische, der englische, der französische, der russische und der 
spanische Wortlaut dieses Protokolls sind gleichermaßen verbindlich. 
 
Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren jeweiligen Regierungen hierzu 
gehörig befugten Bevollmächtigten dieses Protokoll unterschrieben.

41



Impressum

Herausgeber:	� Beauftragter der Bundesregierung

 	 für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Stand: 	 November  2018

Wenn Sie Bestellungen aufgeben möchten:

Titel 	 UN-Behindertenrechtskonvention

Telefon:	 030 - 18 527-26 48

Telefax:	 030 - 18 527-18 71

Schriftlich:	 Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen

	 11017 Berlin

E-Mail:	 buero@behindertenbeauftragter.de 

Internet:	 www.behindertenbeauftragter.de

Satz+Layout: 	� Grafischer Bereich BMAS, Bonn

Druck:	 Hausdruckerei BMAS, Bonn

Foto S. 3:	 Henning Schacht

Wenn Sie aus dieser Publikation zitieren wollen, verwenden Sie bitte die genaue Angabe  

des Herausgebers, des Titels und des Stands der Veröffentlichung. 

42


	01_ESF Plus 21-27_Geschäftsordnung_Angepasst
	Anlage 1_Formular_Änderungsmeldung Vertretung BGA ESF Plus 21-27
	Anlage 2_Charta der Grundrechte der Europäischen Union
	Anlage 3_Die UN-Behindertenrechtskonvention

	Institution / Institutionskürzel: 
	Vertreter: Off
	Stellvertreter: Off
	Name Vorname: 
	Name Vorname_2: 
	Funktion: 
	Funktion_2: 
	Anschrift: 
	Anschrift_2: 
	EMail: 
	EMail_2: 
	Telefon: 
	Telefon_2: 
	Telefax: 
	Telefax_2: 
	Ort  Datum: 


